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Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 3. Dezember 1954 


Abschrift 


An den Herrn Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages 
und des BundesrateSj 
Herrn Ministerpräsidenten Kopf 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 132. Sit- 
zung am 3. Dezember 1954 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 19. November 1954 verabschiedeten 

Gesetzes zur Anpassung der Finanzbezieihungen 
zwischen Bund und Ländern an die Finanzver- 
fassung (Finanzanpassungsgesetz) 

— Drucksachen 480 Anlage II, 960 Anlage II — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 3. Dezember 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 19. November 1954 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Altmeier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdnickerei Gebr, Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 
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BUNDESRAT 


Anlage 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung der Finanzbeziehun- 
gen zwischen Bund und Ländern an die Finanzverfassung 
(Finanzanpassungsgesetz) 


Gründe für die Anrufung des Vermittlungs- 
ausschusses: 

I. 

§ 1 wird gestrichen. 

Begründung 

Der Vollzug von Bundes ge setzen in eigener 
oder in Auftragsverwaltung gehört zu den 
Aufgaben der Länder. Die ihnen dabei er- 
wachsenden Verwaltungsausgaben (im Gegen- 
satz zu den Zweckausgaben) tragen sie grund- 
sätzlich selbst. Dieser Grundsatz ist indes im 
Grundgesetz nirgends ausdrücklich festgelegt 
und der Bundesgesetzgeber trug dement- 
sprechend bisher keine Bedenken^ im Einzel- 
fall Zuschüsse zu den persönlichen und säch- 
lichen Aufwendungen der Länder zu geben 
oder sie ganz zu tragen. Wenn nunmehr nach 
dem Entwurf'^) die letztere Möglichkeit für 
die Zukunft ganz ausgeschlossen und die Ge- 
währung von Zuschüssen an das Bestehen von 
Weisungsrechten geknüpft werden soll, so be- 
deutet das ein Verbot für den Bundesgesetz- 
geber, sich an den Verwaltungskosten, abge- 
sehen von diesen Ausnahme fällen zu betei- 
ligen. Wenngleich dieses Verbot in jedem zu- 
künftigen Gesetz durchbrochen werden kann, 
glaubt der Bundesrat doch, von einer der- 
artigen Selbstbeschränkung des Gesetzgebers 
schon grundsätzlich abraten zu müssen. Die 
Verbindung von Weisungsbefugnissen und 

*) Als Entwurf wird im folgenden der Entwurf 
eines Gesetzes zur Anpassung der Finanzbeziehungen 
zwischen Bund und Ländern an die Finanzverfassung 
(Finanzanpassungsgesetz) in der Fassung der Beschlüsse 
des Bundestages vom 19. November 1954 verstanden. 


finanziellen Folgen ist zudem rechtspolitisch 
nicht unbedenklich. Finanzpolitisch ist sie in- 
sofern angreifbar, als der Mehraufwand an 
Verwaltungskosten, den der Vollzug der Bun- 
desweisungen verursacht, im Verhältnis zu 
den Kosten des übrigen Gesetzesvollzugs nicht 
ausscheidbar und daher nicht erfaßbar ist. Es 
kann bei einem einzelnen Gesetz auch gar 
nicht darauf ankommen, in welchem Maße 
sein Vollzug gerade durch Weisungsbefugnisse 
des Bundes verteuert wird, sondern nur 
darauf, welche organisatorischen A?t f Order un- 
gen er überhaupt an die Landesverwaltungen 
stellt. Von der Gestaltung des Gesetzes im 
ganzen hängt es ab, ob die Länder, um es voll- 
ziehen zu können, den bestehenden Verwal- 
tungsapparat ausdehnen oder u. U. neue Be- 
hörden einrichten müssen oder nicht. Das Be- 
wußtsein, daß Bunde sge setze zu einer Kosten- 
beteiligung des Bundes an den dadurch ver- 
ursachten Verwaltungsausgaben der Länder 
führen können, liegt durchaus im Sinne der 
Bestrebungen nach einer Verwaltungsverein- 
fachung und ist geeignet, auf eine weniger 
kasuistische Gestaltung der Gesetzgebung hin- 
zuwirken. 

II. 

§ 2 wird durch den folgenden Artikel I er- 
setzt: 

, A r t i k e 1 I 
Finanzverwaltung 
§ 1 

(1) Der Bund leistet jedem Land zu den 
Kosten der Verwaltung der dem Bund zu- 
fließenden Steuern, Steueranteile und Abga- 
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ben Beiträge in Höhe der Hälfte der Kosten, 
die das Land im Rechnungsjahr 1954 für die 
Verwaltung der Besitz- und Verkehr steuern 
aufgewendet hat (Steuerverwaltungskosten). 

(2) In dem Verhältnis, in dem sich in einem 
Rechnungsjahr das Aufkommen der in Ab- 
satz 1 bezeichneten Abgaben im Bundesgebiet 
gegenüber dem Aufkommen im Rechnungs- 
jahr 1954 erhöht oder ermäßigt, ändert sich 
auch der Anspruch der Länder auf Steuer- 
verwaltungskosten. Jedem Land steht der 
Anteil zu, der seinem Anteil an den Steuer- 
verwaltungskosten im Rechnungsjahr 1954 
entspricht. 

§ 2 

Steuerverwaltungskosten (§ 1) sind 

1. die fortdauernden Ausgaben des Landes 
(§ 4 der Reichshaushaltsordnung) für 

a) die Finanzämter und deren Hilfs- 
stellen, 

b) die Besitz- und Verkehrsteuerabtei- 
lung der Oberfinanzdirektionen, 

c) die Oberfinanzkassen, 

d) die Oberfinanzpräsidenten, 

e) die Finanzschulen und sonstigen Aus- 
bildungseinrichtungen der Steuerver- 
waltung, 

f) die Finanzgerichte; 

2. die fortdauernden persönlichen Verwal- 
tungsausgaben des Landes für die Steuer- 
abteilung der für die Finanzverwaltung 
zuständigen obersten Landesfinanzbe- 
hörden. 

Zu den Steuerverwaltungskosten gehören 
auch die Versorgungsausgaben. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister der Finanzen lei- 
stet monatliche Vorauszahlungen auf die je- 
dem Land zustehenden Beiträge. Die Voraus- 
zahlungen sind jeweils am 15. des Monats für 
den voraiigegangenen Monat zu entrichten. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen setzt 
mit Zustimmung des Bundesrates die endgül- 
tige Höhe der Beiträge nach Ablauf des Rech- 
nungsjahres auf Grund des rechnungsmäßi- 
gen Nachweises fest. Die nach Absatz 1 gelei- 
steten Vorauszahlungen werden mit den Bei- 


trägen verrechnet. Die Beiträge werden, so- 
weit sie nicht vorausgezahlt sind, den Län- 
dern unverzüglich überwiesen. 

(3) Die Länder sind verpflichtet, dem Bun- 
desminister der Finanzen die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und ihre sachliche Richtigkeit von 
der obersten Rechnungsprüfungsbehörde des 
Landes bestätigen zu lassen. 

§4 

(1) Die folgenden Vorschriften treten 
außer Kraft: 

1. § 9 Abs. 2 Sätze 2 bis 5, § 13 Abs. 2, § 16 
Abs. 2, § 34 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung vom 6. September 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 448) in der Fassung des 
Zweiten Überleitungsgesetzes vom 21. Au- 
gust 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 774), 

2. § 204 Satz 2 und § 205 Abs. 2 Satz 2 des 
Lastenausgleichsgesetzes vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446). 

(2) § 7 Abs. 3 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) erhält folgende Fassung: 

„(3) Soweit und solange Finanzbehörden 
des Landes Berlin die dem Bund zustehenden 
Zölle und Verbrauchsteuern verwalten, be- 
teiligt sidi der Bund an den persönlichen und 
sächlichen Verwaltungsausgaben dieser Behör- 
den nacli Maßgabe einer zvvüschen dem Bund 
und dem Lande Berlin abzusdiließenden Ver- 
waltungsvereinbaning/‘ 

(3) § 15 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung vom 6. September 1950 in 
der Fassung des Zweiten Überleitungsgesetzes 
vom 21. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 774) erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Hilfeleistung nach Absatz 1 
werden Entschädigungen nicht gewährt. Je- 
doch sind Haft- und Transportkosten für 
Personen, die von Amtsträgern der Bundes- 
zollverwaltung wegen Steuervergehen und 
wegen Zuwiderhandlungen gegen Ein-, Aus- 
und Durchfuhrbestimmungen vorläufig fest- 
genommen worden sind, zu erstatten. 

§ 5 

Dieser Artikel gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 
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§ 6 

Die Vorsdiriften dieses Artikels sind auf 
Beiträge des Bundes anzuwenden, die auf die 
Zeit nach dem 31. März 1955 entfallen. 

§ 7 

Die Vorschriften dieses Artikels treten am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft.* 

Begründung 

1. Der Bundesrat hält den Vorschlag einer 
Kostenteilung aufrecht, wie er ihn schon 
gelegentlich der Beratungen über das Ge- 
setz über die Beiträge des Bundes zu den 
Steuerverwaltungskosten der Länder ge- 
macht hat. Danach sollen die Steuerverwal- 
tungskosten, die in Art. 1 § 2 näher erläu- 
tert sind, zwischen Bund und Ländern hal- 
biert werden. U m umständliche Abrech- 
nungsverfahren zu vermeiden, hält der Bun- 
desrat eine Pauschalierung für erforderlich. 
Dabei werden die Aufwendungen des Jah- 
res 1954 zugrunde gelegt. Damit die Steuer- 
verwaltungskosten jedoch nicht erstarren, 
sondern der Entwicklung angeglichen blei- 
ben, sollen sie sich immer im gleichen Ver- 
hältnis wie das Steueraufkommen bewegen 
(Art. I § 1 Abs. 2): Sie fallen, wenn das 
Gesamtsteueraufkommen sinkt und sie stei- 
gen, wenn es sich erhöht. Der Anteil des 
einzelnen Landes an dem Kostenbeitrag er- 
rechnet sich aus seinem Anteil an den Steuer- 
verwaltungskosten im Rechnungsjahr 1954. 
Der Bundesrat erblickt darin eine Rege- 
lung, die unter Berücksichtigung des Ertrags 
des Steueraufkommens, das dem Bund zu- 
fließt, gerecht ist und den beiderseitigen 
Interessen gleichmäßig Rechnung trägt. 

2. In Art. I § 4 werden die Vorschriften auf- 
gezählt, die infolge der Neuregelung außer 
Kraft treten müssen oder abzuändern sind. 
Er entspricht dem § 2 des Gesetzentwurfs in 
der Fassung der Beschlüsse des Bundestages 
mit folgender Abweichung: 

Nach Meinung des Bundesrates sollte § 6 
Abs. 6 des Gesetzes über die Finanzverwal- 
tung („soweit Landesaufgaben durch den 
Bund oder Bundesaufgaben durch das Land 
wahrgenommen werden, ist eine angemes- 
sene Entschädigung zu zahlen'') nicht aufge- 
hoben werden. Diese Vorschrift stellt nicht 
nur eine ausdrückliche Rechtsgrundlage für 
die gegenseitige Kostenbeteiligung in den 


(von der Eigen- bzw. Auftragsverwaltung 
zu unterscheidenden) Fällen dar, in denen 
eine Körperschaft Aufgaben der anderen 
durchführt. Sie begründet darüber hinaus 
eine Rechtspflicht zur Zahlung angemesse- 
ner Entschädigungen. Sie kann deshalb nicht 
entbehrt werden. Ein wichtiger Anwen- 
dungsfall dieser Bestimmung ist das Gebiet 
der Bundes- bzw. Landesbauverwaltung, 
das zunehmende Bedeutung gewinnen kann. 

III. 

§ 3 wird gestrichen, 

Begründung 

Die Erwägungen, die schon im ersten Durch- 
gang zu einer Ablehnung der Regierungsvor- 
schläge auf Änderung des § 6 LAG führten, 
haben unverändert Gültigkeit. Insbesondere 
vermag es nicht zu überzeugen, wenn in der 
Erwiderung der Bundesregierung auf den 
Streichungsvorschlag des Bundesrates auf die 
Gefahren eines gesetzlosen Zustandes hinge- 
wiesen wird, der eintreten könnte, wenn die 
bestehende Regelung des § 6 LAG am 31. De- 
zember 1957 ersatzlos ablaufen würde. Es ist 
im Gegenteil zu erwarten, daß in drei Jahren 
größere Klarheit über die Einnahme entwick- 
lung und den Ausgabebedarf des Lastenaus- 
gleichsfonds besteht als heute. Erst dann wird 
entschieden werden können, ob und gegebenen- 
falls welche weitere Beteiligung der Länder 
erforderlich und möglich ist. Das Interesse, das 
Bund und Länder einer möglichst dauerhaften 
und möglichst vollständigen Regelung des 
Finanzausgleichs gleichermaßen entgegenbrin- 
gen, rechtfertigt weder die Verfügung über die 
V ermö gensteuer bis zum Jahre 1979 noch eine 
Entscheidung über die Zuschüsse zur Unter- 
haltshilfe nach § 6 Abs. 3 LAG im gegenwär- 
tigen Zeitpunkt. 

IV. 

§ 4 wird Artikel II und wie folgt geändert: 

, A r t i k e 1 II 
Kriegsfolgelasten 

(1) Das Erste Überleitungsgesetz in der 
Fassung vom 21. August 1951 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 779) wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 Abs. 1 Ziff. 1 bis 5 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Der Bund tragt nach Maßgabe der 
§§ 21 und 21a; 

1. unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54; 

2. unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54; 

3. die Aufwendungen für die Kriegsfol- 
genhilfe (§§ 7 bis 13); für die in § 7 
Abs. 2 Ziff. 3 bezeichneten Personen 
trägt der Bund nur 85 vom Hundert 
der Aufwendungen gemäß §§ 8 bis 11; 

4. unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54; 

5. unverändertwieBR-Drucks. Nr. 395/54.“ 

la. § 1 Abs. 1 Ziff. 6 der BR-Drucks. 

Nr. 395/54 wird gestrichen. 

2. Zu § 1 Abs. 1 Ziff. 8: 

Der Fassung der BR-Drucks. Nr. 395/54 
ist der folgende Satz anzufügen: 

„Die Aufwendungen umfassen auch die 
gesamten Kosten der Heilbehandlung In 
Versorgungskuranstalten, Versorgungs- 
heilstätten und Versorgungskrankenhäu- 
sern nach näherer Bestimmung einer 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf.“ 

3. Zu § 1 Abs. 3: 

a) unverändert wIeBR-Drucks. Nr. 395/54; 

b) § 1 Abs. 3 Ziff. 2 erhält die folgende 
Fassung: 

„2. bei den in Abs. 1 Ziff. 8 genann- 
ten Aufwendungen die persönli- 
chen und sächlichen Verwaltungs- 
kosten der in § 2 Ziff. 3 und 4 des 
Gesetzes über die Errichtung der 
Verwaltungsbehörden der Kriegs-' 
Opferversorgung vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 169) 
aufgeführten Einrichtungen sowie 
die Kosten für Bauvorhaben, die 
vor dem 1. April 1955 für Rech- 
nung des Bundes begonnen, aber 
noch nicht beendet worden sind.“ 

4. § 4 Abs, 1 Ziff. 4 der BR-Drucks. 

Nr. 395/54 wird gestrichen. 


Erläuterung 

5 4 Abs, 2 des Ersten Ü berleitungsgesetzes 
vom 21. August 1951 bleibt in der ur- 
sprünglichen Fassung aufrechterhalten, 

5. unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54; 

6. unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54; 

7. In den §§ 14 und 14a werden die Worte 
„nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 Ziff. 4“, in 
§ 15 die Worte „nach Maßgabe des § 1 
Abs. 1 Ziff. 5“ gestrichen. 

8. In § 21 wird 

a) in Satz 1 hinter den Worten „Abs. 1“ 
eingefügt; „Ziff. 1, 2, 6 bis 10;“ 

b) unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54; 

9. Hinter § 21 wird folgender § 21a einge- 
fügt: 

4 21 a 

(1) Die Aufwendungen für die in § 1 
Abs. 1 Ziff. 3 bis 5 aufgeführten Sachge- 
biete werden vom Bund durch Leistung 
von Pauschbeträgen an die Länder abge- 
golten. Dies gilt nicht für die in § 1 
Abs. 1 Ziff. 3 zweiter Halbsatz bezeich- 
neten Aufwendungen und für die Auf- 
w'endungen, die außerhalb des Bundesge- 
bietes entstehen. 

(2) Der einem Land nach Absatz 1 zu- 
stehende Pauschbetrag wird nach einem 
Grundbetrag erredinet. Der Grundbetrag 
eines Landes ist die Summe der in den 
Monaten Juli 1953 bis Juni 1954 In seinem 
Gebiet entstandenen Aufwendungen (Ab- 
satz 1). Hierbei werden die Aufwendun- 
gen für die In § 10 bezeichneten Sachge- 
biete mit HO vom Hundert angesetzt; zu 
den Aufwendungen in diesem Sinne ge- 
hören auch die Aufwendungen für die in 
§ 7 Abs. 2 Ziff. 3 bezeichneten Personen. 

(3) Maßgebend für die Errechnung der 
Grundbeträge sind die nach den Vorsdirlf- 
ten dieses Gesetzes für die Monate Juli 
1953 bis Juni 1954 verrechneten und von 
den Landesabrechnungsstellen als sadilich 
richtig bestätigten Aufwendungen. Erhebt 
der Bundesrechnungshof auf Grund seiner 
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Prüfung Erinnerungen, gelten § 20 Abs. 1 
Sätze 2 und 3 und Abs. 2 entsprechend. 
Soweit die Aufwendungen der Tbc-Hilfe 
nach dem 30. Juni 1953 von den Sozial- 
versicherungsträgern auf die Landesfür- 
sorgeverbände übertragen werden, sind 
auch die in den Monaten Juli 1953 bis 
Juni 1954 von den Sozialversicherungs- 
trägern hierfür aufgebrachten Leistungen 
der Errechnung der Grundbeträge zu- 
grunde zu legen. 

(4) unverändert wie BR-Drucks. Nr. 
395/54. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen 
gelten für die ab 1. April 1955 geleisteten 
Ausgaben und eingegangenen Einnahmen 
im Sinne des Absatzes 1. Die Pauschbe- 
träge sind den Ländern in monatlichen 
Teilbeträgen zu überweisen; die Länder 
überweisen die Pauschbeträge den Landes- 
und Bezirksfürsorgeverbänden und den 
gegebenenfalls sonst beteiligten Aufga- 
benträgern zur Deckung der von ihnen zu 
gewährenden Leistungen der Kriegsfol- 
genhilfe. 

(6) Die Bundesregierung setzt die Höhe 
der den einzelnen Ländern nach den vor- 
stehenden Bestimmungen zustehenden 
Pauschbeträge durch Rechtsverordnung 
fest, die der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. Wird die Rechtsverordnung nicht 
vor dem 1. April 1955 verkündet, leistet 
der Bund monatliche Abschlagszahlungen 
in der in den Monaten Juli 1953 bis Juni 
1954 geleisteten Höhe. 

(7) Führt die politische oder wirtschaft- 
liche Entwicklung im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes zu einer erheblichen Steige- 
rung oder Minderung der im Absatz 1 
bezeichneten Aufwendungen oder ergeben 
sich erhebliche Verlagerungen in der Be- 
lastung der Länder zueinander, so sind 
die Pauschbeträge durch Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, dieser 
Änderung anzupassen.“ 

(2) unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54 

(3) Absatz 3 wird gestrichen. 

(4) Absatz 4 wird Absatz 3 und erhält 
folgende Fassung: 

„(3) § 5 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
wird gestrichen.“* 


Begründung 

Die Grundgedanken der Neuregelung 
nach dem Entwurf sind folgende: 

a) Die Interessenquoten sollen auf den 
drei Gebieten^ auf denen sie erhaU 
ten bleiben (Kriegsfolgenhilfe für 
Sowjetzonenflüchtlingey Kr iegs ge- 
fangene nent Schädigung und Ver- 
folgte) auf 25 V. H. erhöht wer- 
den. Dieser Vorschlag wird ab- 
gelehnt. 

b) Die Länder sollen die V er waltungs- 
ausgaben auf dem Gebiete der 
Kriegsopferversorgung überneh- 
men. Die semVor schlag wird grund- 
sätzlich zugestimmt. 

c) Den obersten Bundesbehörden wer- 
den Weisungsbefugnisse in der wirt- 
schaftlichen Verwaltung der Bun- 
desmittel gegenüber den obersten 
Landesbehörden eingeräumt (§ 4 
Abs. 1 Ziff. 4). Ein derartiges Wei- 
sungsrecht wird abgelehnt. 

d) Die Kriegsfolgenhilfe soll im we- 
sentlichen pauschaliert und der 
Pauschbetrag nach Maßgabe eines 
bestimmten Planes schrittweise ab- 
gebaut werden. Dieser Vorschlag 
wird mit gewissen Änderungen gut- 
geheißen. 

Der Bundesrat schlägt deshalb die fol- 
genden Änderungen vor: 

Zu Art. 11 Abs. 1 Ziff. 1: 

Die Abweichung gegenüber dem Ent- 
wurf ergibt sich aus der Empfehlung 
des Bundesrates, die Grenzdurchgangs- 
lager nicht in die Pauschalierung einzu- 
beziehen (s. unten zu Ziff. la — § 1 
Abs. 1 Ziff. 6). 

Zu Art. II Abs. 1 Ziff. 1 (§ 1 Abs. 1 
2iff. 3): 

Der Unterschied zum Entwurf liegt 
einmal in der anderweitigen Festsetzung 
der Interessenquote über die Sowjet- 
zonenflüchtlinge ( 85 V. H. an Stelle von 
75 V. H.}. Sie wird vom Bundesrat ab- 
gelehnt, weil eine derartige Beteiligung 
mit dem Wesen einer Interessenquote 
nicht vereinbar wäre und mit Rücksicht 
auf den Umstand verfassungsrecht- 
lichen Bedenken begegnet, daß die 
Kriegsfolgelasten nach Artikel 120 GG 


6 



vom Bund in tragen sind. Der Auffas- 
sung der Bundesregierung, daß Ar- 
tikel 120 GG nur ein Programmsatz 
sei, der der näheren Bestimmung eines 
Bundesgesetzes bedürfe, wird entgegen- 
gehalten, daß diese Vorschrift den 
Bund unmittelbar zur Kostentragung 
verpflichtet, wenn es auch im einzelnen 
noch der näheren Erläuterung durch 
Bundesgesetze bedarf, was Kriegsfolge- 
lasten sind und wie sie geregelt werden 
sollen. 

Außerdem sollen die Aufwendungen 
nach §11 des Ersten Überleitungsge- 
setzes (Kosten allgemeiner Fürsorge- 
maßnahmen für den Transport und 
die lagermäßige Unterbringung bis zur 
wohnungsmäßigen Unterbringung am 
Ü bernahmcort) gesondert auf den 
Bund verrechnet und nicht pauschaliert 
werden. 

Zu Art. II Abs. 1 Ziff. 1 a (§ 1 Abs. 1 
Ziff. 6): 

Die Streichung der Ziffer 6 betrifft die 
Grenzdurchgangslager, die nach Mei- 
nung des Bundesrates nicht in die Pau- 
schalierung einbezogen werden sollen. 
Dazu eignen sie sich ebensowenig wie 
die Kosten für die lagermäßige Unter- 
bringung der Sowjetzonenflüchtlinge. 
Die gesonderte Berechnung der Kosten- 
sätze für die Unterbringung wird für 
möglich gehalten. 

Zu Art. II Abs. 1 Ziff. 2 (§ 1 Abs. 1 
Ziff. 8): 

Nach § 3 des Gesetzes über die Errich- 
tung der Verwaltungsbehörden der 
Kriegsopferversorgung vom 12. März 
1951 (BGBl. I S. 169) sind von den 
Eändern V ersorgungskuranstalten, -heil- 
stätten und -krankenhäuser im Rah- 
men der Landesversorgungsverwaltung 
zu errichten. Die erforderlichen Ver- 
waltungsausgaben müßten nach den 
von der Bundesregierung entwickelten 
Grundsätzen von den Ländern getra- 
gen werden. Da diese Einrichtungen 
regional unterschiedlich verteilt sind, 
würden die Länder bei strenger Durch- 
führung des Grundsatzes jedoch sehr 
verschieden belastet werden. Der Aus- 
weg, sie in eine Bundesoberbehörde 
einzubringen, ist aus verfassungsrecht- 
lichen Erwägungen im Gegensatz etwa 


zu den zentralen Beschaffungsstellen 
nicht gangbar. Man ist deshalb bei den 
Beratungen im Verfassungsausschuß 
des Bundestages dahin übereingekom- 
men, die Pflegesätze auch bei Einwei- 
sung in versorgungseigene Einrichtun- 
gen zu berechnen und so zu bemessen, 
daß sie die antedigen Selbstkosten der 
Länder (einschließlich der sachlichen 
und persönlichen Verwaltungskosten) 
decken. Die vor ge schlage ne Zusatzbe- 
stimmung legt diesen Gedanken im In- 
teresse der Rechtsklarheit fest und gibt 
dem Bund die notwendige haushalts- 
rechtliche Grundlage für die Veran- 
schlagung der Kosten der Heilfürsorge 
in den versorgungseigenen Anstalten 
unter den Zweckausgaben des einschlä- 
gigen Haushaltskapitels, wo bisher nur 
die Kosten der Heilfürsorge in versor- 
gungsfremden Anstalten veranschlagt 
sind. 

Zu Art. H Abs. 1 Ziff. 3 (§ 1 Abs. 3 
Ziff. 2): 

Der Bundesrat hält die Errichtung 
einer neuen Bundesoberbehörde für un- 
yiötig. Die betreffenden Einrichtungen 
können sehr wohl in der Verwaltung 
der Sitzländer bleiben, müssen aller- 
dings, wie bisher, zur V ermeidung un- 
terschiedlicher regionaler Belastung, 
vom Bund finanziert werden. Die Län- 
der sind bereit, in diesem Falle eine 
Intcressenquote von 15 v. H. zu über- 
nehmen. 

Wegen der gleichfalls in § 2 des ge- 
nannten Gesetzes auf ge führten Ver- 
sorgungskuranstaltcn, -heilstätten und 
-krankenhäuser soll die in Art. H 
Abs. 1 Ziff. 2 erwähnte Regelung Platz 
greifen, über deren sachlichen Inhalt 
mit dem Bundestag Einvernehmen be- 
steht (vgl. den Bericht des Ausschusses 
für Finanz- und Steuerfragen — Bun- 
destagsdrucksache 960 S. 5 — ). 

Zu Art. H Abs. 1 Ziff. 4 (§ 4 Abs. 2): 

Nach der bisherigen Bestimmung des 
§A Abs. 2 des Ersten Überleitungsge- 
setzes dürfen die Länder Maßnahmen 
von grundsätzlicher Bedeutung oder 
von erheblicher finanzieller Auswir- 
kung nur mit Zustimmung der ober- 
sten Bundesbehörden vornehmen. Nun- 
mehr will der Entwurf an Stelle der 
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geltenden Regelung das Haushaltsrecht 
des Bundes mit der Wirkung einjüh- 
ren, daß die obersten Bundesbehörden 
die dort den Ministerien zugedachten 
haushaltsrechtlichen Befugnisse aus- 
üben, und ihnen zudem noch ein Wei- 
sungsrecht in der wirtschaftlichen Ver- 
waltung der Bundesmittel verleihet. 
Beide Bestimmungen führen zu einer 
Mischverwaltung, die verfassungs- 
rechtlich unzulässig ist. 

Das Weisungsrecht hat — ganz abge- 
sehen davon, daß es nur für die Bun- 
desregierung und nicht auch für jede 
oberste Bundesbehörde in Anspruch 
genommen loerden kann — generellen 
Charakter und steht deshalb in Wider- 
spruch zu Artikel 84 Abs. 5 GG, der 
nur Einzelweisungen für besondere 
Fälle zuläßt. Auf Artikel 120 GG läßt 
sich ein derartiges Weisungsrecht nicht 
gründen, da er sich darauf beschränkt, 
die Kostentragung zu regeln. Danach 
trägt der Bund die Verantwortung für 
die Deckung der Kosten, die im Voll- 
zug der von ihm erlassenen Gesetze auf 
dem Gebiet der Besatzungskosten und 
der Kriegsfolgelasten an fallen. Die 
Durchführung dieser Gesetze selbst 
fällt in die Aufgaben der Landesver- 
waltungen. Sie umfaßt auch die Ver- 
antwortung für die Bewirtschaftung 
der dazu erforderlichen Mittel. Sie ist 
also ein untrennbarer T eil der Aus- 
übung staatlicher Befugnisse und da- 
mit Sache der Länder. Die Mittelbe- 
wirtschaftung ist ein Teil der Verwal- 
tungstätigkeit und kann nicht von ihr 
abgelöst und verselbständigt werden. 
Weisungshefugnisse hinsichtlich der 
Mittelbewirtschaftung würden unum- 
gänglich die Verwaltungstätigkeit als 
solche erfassen. 

Auch der Hinweis, daß bei einer 
solchen Betrachtungsweise eine Lücke 
in der parlamentarischen Verantwor- 
tung entstünde, schlägt nicht durch. 
Der Trennungsstrich, den das Grund- 
gesetz zwischen der Landesverwaltung 
und der Bundesverwaltung zieht, bil- 
det auch die Grenze für die Reiclrweite 
der jeweiligen parlamentarischen Kon- 
trolle. Die Kontrollbefugnis des Bun- 
destages reicht nicht über die Bundes- 
verwaltung und deren Zuständigkeit 
hinaus. Die Kontrolle der Landesver- 


zvaltung ist Aufgabe der Landtage. So 
wenig auf administrativem Gebiet die 
sogen. Mischverwaltung zulässig ist, 
so wenig ist eine Vermischung der par- 
lamentarischen Kontrollen denkbar. 
Diese Rechtslage wurde bisher durch 
den Umstand verdunkelt, daß man mit 
Rücksicht auf die Veranschlagung der 
Mittel im Bundeshaushalt entsprechende 
Einnahme- und Ausgabeansätze in den 
Länderhaushalten nicht brachte. 

Dem echten, durchaus anzuerkennen- 
den Bedürfnis des Bundes nach einer 
Verwendungskontrolle genügen: 

a) eine sorgfältige Verwaltung durch 
die gesetzgebundenen Landesbehör- 
den, die unter der Kontrolle der 
Landesparlamente stehen, 

b) die Möglichkeit zum Erlaß ein- 
gehender Bestimmungen über den 
Verwendungsnachweis gemäß § 64a 
RHO, 

c) die Kontrolle durch den Bundes- 
rechnungshof, 

d) das Zustimmungserfordernis für 
Maßnahmen von grundsätzlicher 
Bedeutung oder solcher von erheb- 
licher finanzieller Auswirkung ge- 
mäß § 4 Abs. 2 des Ersten Über- 
leitungsgesetzes. 

Aus diesen Gründen schlägt der Bun- 
de srat vor, den gegenwärtige 72 Rechts- 
zustand aufrechtzuerhalten. 

Zu Art. H Abs. 1 Ziff. 7 (Änderungen 
der §§ 14, 14a, 15 und 16 des Ersten 
Ü berleitungsgesetzes): 

Redaktionelle Anpassung an den Vor- 
schlag des Bundesrates, die Grenzdurch- 
gangslager nicht in die Pauschalierung 
einzubeziehen (s. oben zu Ziff. la — 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 6). 

Zu Art. 11 Abs. 1 Ziff. 9 (§ 21a): 

a) Abs. 1 Redaktionelle Anpassung 

(Grenzdurchgangslager, s. oben zu 
Ziff. 1 — § 1 Abs. 1 Ziff. 6). 

b) Abs. 2 

Der Bundesrat hat sich bereits im 
ersten Durchgang grundsätzlich für 
die Pauschalierung entschieden, je- 
doch abweichende Vorschläge hin- 
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sichtliclj des Ansatzes des Grundbe- 
trages und der Degression gemacht 
soujie eine Ü her prüf ung im fahre 
I960 vorgesehen. Der im Entzvurf 
nunmehr vorgesehene Verlauf der 
Degressionskurve dürfte der Ent- 
v/icklung der Verhältnisse, soweit 
sie sich überhaupt überblicken las- 
sen, näherkommen. Dadurch wird 
die Zustimmung zu dem Gesamt- 
plan der Pauschalierung möglich. 

c) Abs. 3 

Die Aufwendungen für die Tuber- 
kulosehilfe nach der V er Ordnung 
vom 8. September 1942 sind nach 
den Richtlinien über das Tbc-Ver- 
sorgungswerk der Rentenversiche- 
rungsträger vom 3. luni 1944 (Ver- 
bindlichkeitserlaß) von den Renten- 
ver Sicherungsträgern übernommen 
worden. Die Versicherungsträger 
haben erklärt, daß sie mit Wirkung 
vom 1 . Januar 1955 diese Aufwen- 
dungen nicht mehr übernehmen, so 
daß diese von den Landes für sorge- 
verbänden aufzubringen sind. 

Da für die Ermittlung der Grund- 
beträge das Kalenderjahr 1954 
zu gründe gelegt werden soll, werden 
die bisher von den Rentenversiche- 
rungsträgern aufgebrachten Leistun- 
gen in die Pauschalierung nicht mit 
einbezogen. Da es sich hier hei um 
rehebliche Aufwendungen handelt, 
andererseits aber vom Land den 
Landesfürsorgeverbänden zusätz- 
liche Mittel (erhöhte Einanzzuwei- 
sungen) nicht bewilligt werden 
sollen, wird vom Bundesrat vorge- 
schlagen, daß die von den Renten- 
versicherungsträgern bisher über- 
nommenen Aufwendungen für die 
Tbc-Hilfe mit unter die Pauscha- 
lierung fallen. 

d) Abs. 5 

Neben den Landes- und Bezirks- 
fürsorgeverbänden, unter Umstän- 
den auch an ihrer Stelle, sind je 
nach dem Verwaltungsauf bau ge- 
gebenenfalls sonstige Aufgaben- 
träger beteiligt. Die vor geschlagene 
weitere Fassung trägt diesen Unter- 
schieden des Verwaltungsauf baus 
Rechnung. 


e) Abs. 6 

Die auf die einzelnen Länder ent- 
fallenden Pauschbeträge sind durch 
zustimmungsbedürftige Rechtsver- 
ordnung festzusetzen. Falls die 
Rechtsverordnung nicht rechtzeitig 
verkündet werden kann (etwa weil 
der Bundesrat Bedenken trägt, ihr 
zuzustimmen), sollen nach dem 
Entwurf die beiden federführenden 
Bundesminister die erforderlichen 
einstweiligen Anordnungen treffen. 
Der Bundesrat glaubt, daß dadurch 
der Wert des Zustimmungserfor- 
dernisses beeinträchtigt würde und 
schlägt deshalb vor, daß der Bund 
monatliche Abschlagszahlungen in 
der im Kalenderjahr 1954 geleiste- 
ten Höhe leistet. Diese Zahlungen 
liegen um 15 v. H. unter dem 
Pauschbetrag, der im Jahre 1955 
fällig ist. 

f) Abs. 7 

Nach dem Vorschlag des Bundes- 
rates soll nicht nur der Gesamtbe- 
trag der Fürsorgeaufwendungen 
der jeweiligen politischen oder wirt- 
schaftlichen Entwicklung ange- 
paßt, sondern es sollen darüber 
hinaus auch „erhebliche Verlage- 
rungen in der Belastung der Län- 
der zueinander"' berücksichtigt wer- 
den. Mit Rücksicht auf die Binnen- 
wanderung erscheint dieser Wunsch 
sehr wohl begründet. 

V. 

§ 5 wird gestrichen. 

Begründung 

Siehe Begründung zu Artikel H Abs. 1 Ziff. 3 
Buchstabe b. 

VI. 

Der folgende Artikel III ist einzufügen: 

, Artikel III 

Behörden der Kriegsopferversorgung 

Das Gesetz über die Errichtung der Ver- 
waltungsbehörden der Kriegsopferversorgung 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 169) 
wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Versorgung der Kriegsopfer 
wird von Versorgungsämtern und Lan- 
desversorgungsämtern durchgefiihrt. 

(2) Die Versorgungsämter undLandes Ver- 
sorgungsämter werden von 'den Ländern 
als besondere Verwaltungsbehörden er- 
richtet. Mehrere Länder können ein ge- 
meinsames Landesversorgungsamt errich- 
ten.“ 

2. In § 2 werden die Worte „im Einverneh- 
men mit dem ‘Bundesminister für Arbeit 
und dem Bundesminister der Finanzen“ 
gestrichen. ‘ 

Begründung 

Bisher bestimmen die Länder den Sitz und 
Bezirk der Versorgungsämter und Landesver- 
sorgungsämter yyim Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit“ . Diese Bindung 
war solange innerlich bcrechtigty als der Bund 
die Kosten dieser Ämter trug. Da die Länder 
nunmehr die Verwaltungsausgaben überneh- 
men y fällt der innere Grund für diese Bestim- 
mung fort. Auch § 2 des Gesetzes, der das 
Einvernehmen des Bundesministers für Arbeit 
und des Bundesministers der Einanzen für die 
Errichtung der dort auf geführten Einrichtun- 
gen vorsiehty muß mit der gleichen Begrün- 
dung mit der neuen Regelung in Übereinstim- 
mung gebracht werden, 

VIL 

§ 6 wird durch folgenden Artikel IV ersetzt: 
, A r t i k e 1 IV 

Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistischen Verfolgung 

§ 77 des Bundesergänzungsgesetzes zur 
Entschädigung für Opfer der nationalsozia- 
listischen Verfolgung vom 18. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1378) erhält fol- 
gende Fassung: 

4 77 

(1) Die durch dieses Gesetz begründeten 
Entschädigungslasten werden bis auf weite- 
res von den Ländern getragen. 


(2) Der Bund erstattet den Ländern 
90 vom Hundert des ihnen durch die 
Leistungen an heimatlose Ausländer sowie 
nach §§ 21, 23 Abs. 2 und §§ 67 
bis 76 erwachsenden Aufwandes. Heimat- 
lose Ausländer sind Personen, die im 
Zusammenhang mit den Ereignissen des 
zweiten Weltkrieges das Land ihrer Staats- 
angehörigkeit oder ihres früheren Wohn- 
sitzes oder dauernden Aufenthaltes verlassen 
haben oder verlassen mußten und die, 
gleichgültig ob sie ihre Staatsangehörigkeit 
beibehalten haben oder nicht, In dieses Land 
nicht mehr zurückkehren können oder 
wollen. 

(3) Entsprechend der Regelung des Absatzes 2 
erstattet der Bund den Ländern den Aufwand 
für Rentenleistungen gemäß § 33, soweit die 
Summe der Entschädigungsleistungen nach 
§ 33 Abs. 1 und 3 die Höhe der Kapitalent- 
schädigung gemäß §§31 und 32 übersteigt. 

(4) Die den Ländern Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz aus Ihrer Sonderzustän- 
digkeit gemäß § 89 Abs. 5 erwachsenden Auf- 
wendungen werden vom Bund getragen.“* 

Begründung 
2u §77 Abs, 1: 

Der Bundesrat ist nur damit einverstanden, 
daß die Entschädigungslasten „bis auf wei- 
teres“ von den Ländern getragen werden; eine 
endgültige Regelung, wie sie der Entwurf vor- 
sieht, würde die Aufgabe des vom Bundesrat 
bisher ständig eingenommenen Standpunkts 
bedeuten, 

2u § 77 Abs. 2: 

Der Erhöhung der Interessenquote von lOv.H. 
auf 25 v.H. wird widersprochen. Soweitder Bund 
die Leistungen übernimmt, handelt es sich un- 
streitig um Kriegs folgelasten, die an sich voll 
vom Bund zu tragen wären. Auf die grund- 
sätzlichen Ausführungen zu IV Art. II Abs. 1 
^lff‘ h (§ 1 Abs. 1 Ziff, 3) wird verwiesen. 
Das BEG gebraucht den Begriff des „heimat- 
losen Ausländers“ nur einmal in § 8 Abs. 1 
Nr. 6. Aus dem Sinn dieser gesetzlichen Be- 
stimmung ergibt sich, daß der unter diesen 
Begriff fallende Personenkreis zweifellos 
durch das Gesetz über die Rechtsstellung hei- 
matloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (BGBl. I S. 269) umschrieben 
ist. Durch diesen Begriff werden aber (auch 
im Hinblick auf die in diesem Gesetz enthal- 
tenen Stichtage) nicht alle Personen erfaßt, die 
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sich normalerweise am 1. Januar 1947 in 
einem DP-Lager auf gehalten haben, nämlich 
Displaced Persons im engeren Sinne, Refugees 
und Infiltrees, Daß der in § 77 Abs. 2 ge- 
brauchte Begriff der heimatlosen Ausländer 
nicht dem im § 8 Abs. 1 Nr. 6 verwendeten 
Begriff gleichzusetzen ist, ergibt sich bereits 
aus der im Schriftlichen Bericht des Ausschusses 
für Finanz- und Steuerfragen (19. Ausschuß) 
vom 9. November 1954 auf Seite 7 enthalte- 
nen Begründung. Durch Satz 2 soll daher klar- 
gestellt werden, daß der Begriff des heimat- 
losen Ausländers im Sinne von § 77 Abs. 2 
nicht identisch ist mit dem im § 8 Abs. 1 Nr. 6 
des angezogenen Bundesgesetzes umschriebenen 
Begriff. 

2u § 77 Abs. 3: 

Schäden im beruflichen und wirtschaftlichen 
F ortkommen werden grundsätzlich mit einer 
Kapitalentschädigung abgegolten. Unter be- 
stimmten Voraussetzungen, insbesondere wenn 
ein Verfolgter ausgewandert und ihm die Wie- 
deraufnahme seiner früheren Tätigkeit in 
Deutschland nicht wieder zuzumuten ist, kann 
der Verfolgte an Stelle der Kapitalentschädi- 
gung eine Rente wählen. Diese Renten über- 
steigen regelmäßig den Betrag einer Kapital- 
entschädigung, zumal der Verfolgte für die 
Zeit vor Beginn des Rentenbezugs eine ein- 
malige, zusätzliche Entschädigung in Höhe 
einer Jahresrente erhält. 2u dieser Regelung 
hat sich die Bundesrepublik im Israelvertrag 
verpflichtet. Es wird daher die Auffassung 
vertreten, daß der Bund auch die daraus fol- 
genden Mehraufwendungen zu tragen hat. 

2u § 77 Abs. 4: 

Verfolgte mit Wohnsitz in europäischen und 
außereuropäischen Ländern haben bei Fehlen 
eines anderen Anknüpfungspunktes ihre Ent- 
schädigungsanträge gegen die Länder Nora- 
rhein-Westfalen bzw. Rheinland-Pfalz zu 
richten. Diese Regelung führt zu erheblichen 
Sonderbelastungen dieser beiden Länder. Da 
es sich um Entschädigungsberechtigte handelt, 
die ihren Wohnsitz außerhalb der Bundes- 
republik, haben und da keinerlei innerer 


Grund für Leistungen durch die beiden ge- 
nannten Länder besteht, handelt es sich um 
eine Bundeslast. 

VIII. 

§ 7 wird Artikel V. 

unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54 

IX. 

§ 8 wird Artikel VI. 

unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54 

X. 

§ 9 wird Artikel VII. 

unverändert wie BR-Drucks. Nr. 395/54 

^ XI. 

Die §§10 bis 14 werden Artikel VIII. 

1. Der bisherige § 10 wird § 1 und erhält 
folgende Fassung: 

4 1 

Überleitung 

Soweit nach diesem Gesetz Einnahmen 
und Ausgaben vom Bund auf die Länder 
oder von den Ländern auf den Bund 
übergehen, stehen die nach dem 31. März 
1955 eingehenden Einnahmen dem neuen 
Einnahmeberechtigten zu und fallen die 
nach dem 31. März 1955 zu leistenden 
Ausgaben dem neuen Ausgabenträger zur 
Last.“ 

Begründung 

Die Fassung ist den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates angepaßt. 

2. Die bisherigen §§ 11 bis 14 werden §§ 2 
bis 5 und bleiben unverändert wie BR- 
Drucks. Nr. 395/54. 
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